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C
orona hat die 
Schwachstellen in 
vielen europäischen 
Gesundheitssyste-
men aufgezeigt. Nie-

dergelassenen Ärzte waren in 
Österreich besonders gefordert, 
weil die Spitäler vor allem ihre 
Ambulanzen dichtmachten. In 
Österreich sei die Versorgung 
laut Untersuchung der OECD 
(„Health at a Glance“) sehr gut, 
doch steuere man hierzulande 
auf einen Mangel im niederge-
lassenen Bereich zu, sagte Ge-
sundheitsminister Johannes 
Rauch (Grüne) am Dienstag bei 
einem Pressegespräch. Er will 
diesen Bereich stärken sowie die 
Vorsorge verbessern. 

Wie das konkret geschehen 
soll, ist aber schwierig. Das Ge-
sundheitsministerium setzt vor 
allem auf Primärversorgungs-
einheiten (PVE), wo mehrere 
Hausärzte zusammenarbeiten 
und länger offen haben. Auch die 
Bundesländer wollen – mit Aus-
nahme von Tirol und Vorarlberg 
– solche Einheiten. Allerdings 
wollen sie diese Zentren nicht 
zur Schließung von Lücken im 
niedergelassenen Bereich, son-
dern zur Auslagerung von Spi-
talsambulanzen. 

Debatte über Regelungen
Die Ärztekammer wiederum 
ist mit der Ausgestaltung un-
zufrieden. Sie fürchtet eine 
Konkurrenz zu bestehenden 
Ordinationen, aber auch, dass 
die Zentren zu Ambulatorien 
werden. Dann wäre nicht mehr 
die Ärztekammer samt Kam-
merumlage zuständig, sondern 
die Wirtschaftskammer. Dazu 
kommt die Frage, was beim 
Ausscheiden eines Ärztepart-
ners passiert. Die Hürde sei hier 
eine gesellschaftsrechtliche: 
Die Kasse wolle einen einzigen 
Ansprechpartner, für die Ärzte 
sei die Gründung einer GmbH 
aber unattraktiv, argumentiert 

die Ärztekammer. Zudem wer-
de einem Team bei einer Lücke 
einfach ein neuer Arzt zugeteilt. 
„Es ist aus unserer Sicht unver-
ständlich, warum bei der Pensi-
onierung eines Arztes in einer 
PVE die beiden übrigen nicht 
frei wählen dürfen, wen sie als 
Nachfolger dazuholen. Stattdes-
sen ist es aktuell so, dass eine 
Zwangsverheiratung mit dem 
nächstgereihten Arzt arrangiert 
wird“, argumentiert Edgar Wut-
scher, ÖÄK-Vizepräsident und 
Bundeskurienobmann der nie-
dergelassenen Ärzte. 

Teure Spitäler
Lange Wartezeiten auf Termine, 
keine Öffnungszeiten am Wo-
chenende oder Nachfolge für 
Hausärzte, die in Pension ge-
hen, verursacht umgekehrt ein 
für das System teures Auswei-
chen auf die Spitalsambulan-
zen. „Wir gehen in Österreich zu 
oft ins Krankenhaus oder in die 
Ambulanz, weil uns das System 
dazu zwingt“, betonte Rauch. 
„Wir brauchen aber eine Entlas-
tung des stationären Bereichs.“ 
Die Primärversorgungseinhei-
ten müssen daher rascher aus-
gebaut werden. „Ich bin davon 
überzeugt, nachdem ich schon 
einige Primärversorgungsein-
richtungen besucht habe: das ist 
das Modell der Zukunft.“ Doch 
der Ausbau stockt. Bis 2023 
sollten es 75 neue Primärver-
sorgungseinheiten sein, tatsäch-
lich sind es erst 39, kritisiert der 
Rechnungshof in einem neuen 
Bericht. Mit Stand Ende 2021 
vorsorgten die damals gerade 
29 Primärversorgungseinheiten 
nur 3,29% der Bevölkerung.

Druck auf Ärztekammer
Gesundheitsminister Rauch kri-
tisiert vor allem die Ärztekam-
mer und stößt sich am Vetorecht 
gegen Primärversorgungsein-
heiten. „Die Ärztekammer ist ein 
im wahrsten Sinne des Wortes 

gewichtiger Vertreter der Inte-
ressen, nämlich der Interessen 
der Ärzteschaft“, sagte Rauch. 
„Da geht es sehr viel um bewah-
ren und nicht so sehr um eine 
zukunftsfähige Gestaltung.“ 
Der Rechnungshof bemängelt, 
dass generell „keine konkreten 
Konzepte für die Umgestaltung 
des Versorgungssystems (etwa 
Gewinnung von Vertragspart-
nern für Modelle der Primär-
versorgung bzw. Integration in 
das bestehende System) erstellt“ 
wurden. Rauch startet nun eine 
Novelle für das Primärvesor-
gungsgesetz und plant, die Ärz-
tekammer zu beschneiden, wenn 
sich bei einem Engpass und ei-
ner unbesetzten Kassenstelle 
künftig sechs Monate lang keine 
neuen Ärzte finden. 

©
 G

ek
o/

K
at

rin
 G

ab
ne

r

7 Tage in der Woche, 365 Tage im Jahr
Vorreiterrolle 
„Nur jammern, aber nichts ändern, bringt nichts. Wir möchten vorzeigen, dass 
es auch anders geht“, sagt Rafael Pichler, Allgemeinmediziner und einer der 
Gesellschafter des Primärversorgungszentrums (PVZ) St. Pölten. Ab 1. April 
wird das PVZ jeden Tag in der Woche und das ganze Jahr über für die Patienten 
geöffnet sein. Möglich ist das durch einen Vertreterpool, wo sich interessier-
te Ärzte und Ärztinnen für Dienste unter der Woche oder am Wochenende 
anmelden können. Es erwartet sie Flexibilität bei der Diensteinteilung und eine 
vorhandene Infrastruktur. Ziel ist eine lückenlose Versorgung für die St. Pöltner 
und Patienten aus der Umgebung. Das PVZ mit seinen insgesamt rund 50 
Mitarbeitern nimmt hier eine Vorreiterrolle ein. (kagr)
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Wir gehen in Öster­
reich zu oft ins 
Krankenhaus oder  
in die Ambulanz, 
weil uns das System 
dazu zwingt.




